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Deutschland lässt  Minderheiten im Stich
Deutsch-dänisches Grenzlandmodell in Gefahr

Nach vielen Jahren vorbildhafter Minderheitenpolitik im deutsch-dänischen Grenzland ist 
nun durch die fehlende Finanzierung der deutschen Minderheit in Nordschleswig durch 
die Bundesrepublik Deutschland eine tickende Bombe unter das deutsch-dänische 
Grenzlandmodell gelegt worden. Die deutschen Nordschleswiger müssen feststellen, dass 
ihr Mutterland sie im Stich lässt mit im Moment noch unübersehbaren Folgen für ihre 
Zukunft als deutsche Minderheit in Dänemark. So der Präsident der FUEV, Hans Heinrich 
Hansen in einer Stellungnahme zu den Haushaltsentscheidungen der deutschen und der 
dänischen Minderheit durch die Bundesrepublik Deutschland. 

Das schnelle Auffinden von 3,5 Millionen Euro für die dänischen Schulen in Schleswig-
Holstein zeigt, dass es möglich ist, Mittel zu finden, wenn nur der politische Wille 
vorhanden ist. Die FUEV als Dachverband von 86 Minderheitenorganisationen in Europa 
begrüßt die Förderung der dänischen Minderheit, kritisiert aber gleichzeitig, dass damit 
das bestehende Ungleichgewicht zwischen deutscher und dänischer 
Minderheitenförderung vergrößert wird. Hans Heinrich Hansen, Präsident der FUEV, stellt 
klar: „Damit keine Missverständnisse entstehen: Wir sind im Grenzland Freunde – wir 
gönnen der dänischen Minderheit das Geld nicht nur, sondern es steht ihr zu. Natürlich 
müssen die Schülerinnen und Schüler der dänischen Minderheit 100 % Zuschüsse 
erhalten. Das ist das Prinzip der gleichwertigen Behandlung von Bürgerinnen und 
Bürgern, und man kann ein Prinzip nicht in Prozent aufteilen. Dann würde man eben nicht 
mehr gleich behandeln. 

Minderheitenpolitik sollte immer mit dem nötigen Fingerspitzengefühl gemacht werden, 
um Missverständnisse und Demütigungen zu vermeiden. Genau das ist hier nicht 
passiert. Man hat offensichtlich nicht die Argumente der Minderheiten berücksichtigt, 
sondern – auf außenpolitischen Druck von dänischer Seite hin – ad hoc eine 
Entscheidung getroffen, die tiefere Einsicht in und Verständnis für 
Minderheitenverhältnisse vermissen lässt. Die Entscheidung hinterlässt umso mehr einen 
bitteren Nachgeschmack, weil die deutschen Nordschleswiger jahrzehntelang mit 
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Verständnis auf die ständigen Überrollungen der deutschen  Regierungen reagiert haben, 
fühlten sie sich doch sicher und geborgen in der Annahme, dass die deutsche Minderheit 
auch ihrem Mutterland, der  Bundesrepublik Deutschland, ein wichtiger Partner war. Ich 
sage dies als langjähriger ehemaliger Vorsitzender der deutschen Minderheit.“

Die Bundesrepublik Deutschland könne sich nach Ansicht der FUEV an Dänemark ein 
Beispiel nehmen, wie man mit Minderheiten respektvoll umgeht. Sowohl die Lösung der 
Kommunalreform im Jahr 2005 als auch die jetzt beschlossene 100prozentige 
Finanzierung der deutschen Schulen in Dänemark bezeugen das. Hier ist Gleichwertigkeit 
als Prinzip fraglos angewandt. Der dänische Staatsminister Lars Løkke Rasmussen 
erklärte die Frage der Gleichbehandlung der dänischen Minderheit zur Chefsache. Das 
zeigt, wie viel Respekt und Ansehen die dänische Minderheit bei der dänischen Regierung 
genießt.  Es geht dem dänischen Staat um nichts weniger als Gerechtigkeit, dem 
höchsten Ziel der Rechtsprechung. Und das gilt in den Augen der dänischen Regierung 
für die dänische und für die deutsche Minderheit gleichermaßen, wie die grundanständige 
Lösung der Gleichstellung der deutschen Minderheitenschulen beweist. „In Dänemark 
handelt man statt sich in Sonntagsreden zu ergehen. Hier schafft man Fakten, die 
Empathie, Vertrauen und Glaubwürdigkeit besitzen“, so Hans Heinrich Hansen. 

Wie anders reagiert die Bundesrepublik Deutschland! Es ist generell für alle Minderheiten 
in Europa vielleicht das größte emotionale Problem, wenn es von den Menschen und der 
Nation, der man zuneigt, nicht ernst und wahr genommen wird. Eine tiefe Enttäuschung 
macht sich breit bei denjenigen, die für ihre Zugehörigkeit zur deutschen Volksgruppe viel 
bezahlt haben in ihrem ganz persönlichen Schicksal. 

Die Bundesrepublik Deutschland, insbesondere Schleswig-Holstein, hat sich jahrelang 
des Vorbildcharakters des deutsch-dänischen Grenzlandes für Minderheitenfragen 
rühmen können. Diese Position können wir heute guten Gewissens nicht mehr 
verteidigen. 

Die FUEV appelliert daher an die Bundesrepublik und an das Land Schleswig-Holstein, 
die Minderheiten finanziell so zu fördern, dass sie gleichberechtigt existieren können. Eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit fußt auf Gleichbehandlung. Diese ist nicht mehr 
gewährleistet. Die FUEV fordert die Bundesrepublik Deutschland und das Land 
Schleswig-Holstein auf, die Grundzüge der Gleichbehandlung in der Minderheitenpolitik 
einzuhalten, gleiches Recht für alle gelten zu lassen und ihrer Fürsorgepflicht denjenigen 
gegenüber nachzukommen, die sich in ihren Heimatländern als Botschafter ihres 
Mutterlandes verstehen. Nur so lässt sich auf Augenhöhe miteinander leben. 
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